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Stärkere Kooperation bei der Digitalisierung
In Schaffhausen fand eine Konferenz derOstschweizer Kantone statt. Dabei stand dieDigitalisierung imFokus.

JérômeWinter

Ander 62. Plenarkonferenzder
Ostschweizer Regierungskon-
ferenz (ORK) in Schaffhausen
haben sich die Ostschweizer
Kantone über gemeinsameAn-
liegen beraten, wie die ORK
in einer Medienmitteilung
schreibt. Die Digitalisierung
unddiedigitaleTransformation
auf einer kantonalen, interkan-
tonalen und nationalen Ebene
waren einer der Schwerpunkte.
DieKantonegründetendeshalb
eine neue Fachdirektorenkon-
ferenz.

Die Organisation Digitale Ver-
waltung Schweiz (DVS)will den
digitalenHerausforderungen in
den Verwaltungen der Kantone
gerechtwerden.Umsichkünftig
gegenseitigbesserabzustimmen
und als Gemeinschaft bei der
DVS zu Themen der digitalen
Transformation einzubringen,
haben die Ostschweizer Kanto-
nebeschlossen, eineneueFach-
direktorenkonferenz,dieDigita-
le Verwaltung Ostschweiz, ins
Leben zu rufen, schreibt die
ORK in der Mitteilung weiter.
Mit der Gründung wollen sich
die für die Digitalisierung zu-

ständigenRegierungsmitglieder
enger abstimmen.

EinerMeinung
beimEntlastungspaket
Der Bundesrat erwartet in den
Jahren 2027 und 2028 ein Defi-
zit von drei Milliarden Franken
imBundeshaushalt.Ausdiesem
Grundhat er einEntlastungspa-
ket in die Vernehmlassung ge-
schickt. Die Regierungen der
Ostschweizer Kantone sind der
Ansicht,dassgesundeBundesfi-
nanzen imInteressederSchweiz
undauchderKantoneseien,wie
dieORKweiter schreibt. Sie sind

sicheinig,dassdieSanierungder
Bundesfinanzen nicht auf Kos-
ten der Kantone erfolgen sollte.
DieOstschweizer Kantonewer-

densichgemeinsamzumEntlas-
tungspaket positionieren und
sich in den Vernehmlassungs-
prozess einbringen. Alle zwei

Jahre messen sich Schweizer
Lernende aus verschiedenen
BranchenandenSwissSkills.Für
das Jahr 2029 wollen die Ost-
schweizerKantonedenWettbe-
werb nach St.Gallen holen. Die
ORKnenntmehrereGründe: In
derWirtschaft undGesellschaft
der Ostschweizer Kantone sei
dieBerufsbildung tief verankert
und geniesse ein hohes Anse-
hen. Sie stelle die Versorgung
mitqualifiziertenFach-undFüh-
rungskräften sicher. Und: Mit
derBerufsmeisterschaftwürden
die Exzellenz und das Ansehen
der Berufslehre gefördert.

«Treten Volksentscheid nicht mit Füssen»
Eine bürgerliche Allianz derOstschweizer Kantone fordertmit einer Standesinitiativeweiterhin denAusbau derNationalstrassen.

Davide DeMartis

Am 24. November 2024 lehnte
das Schweizer Stimmvolk den
Bundesbeschluss überdenAus-
bauschritt 2023 fürdieNational-
strassenmit 52,7Prozent ab.Mit
der dritten Röhre Rosenberg-
tunnel inklusive Anschluss Gü-
terbahnhof inSt.Gallenundder
zweiten Röhre Fäsenstaubtun-
nel in Schaffhausen gingen
gleich zweiOstschweizerNatio-
nalstrassenprojektebachab.Die
bürgerlichen Parteien und die
Wirtschaftsverbände aus fünf
Ostschweizer Kantonen wollen
das nicht hinnehmen und die
Projekte dennoch umzusetzen.

Gleich zwölf Vertreterinnen
und Vertreter der Mitte, FDP
undSVPderKantoneSt.Gallen,
Thurgau, Schaffhausenundbei-
derAppenzell präsentiertenam
Donnerstag ihr Vorhaben. Mit
wortgleichenStandesinitiativen
inden jeweiligenKantonsparla-
menten wollen sie die beiden
Ostschweizer Verkehrsprojekte
in der Frühjahrssession unver-
ändert nach Bern senden. Mit
dem Schulterschluss wollen sie
zudem eine höhere Priorisie-
rung des Zubringers Appenzel-
lerlandundderBodensee-Thur-
talstrasse (BTS) erreichen.

Vorstossmit
vielRückenwind
Es ist ein politischesPowerplay,
zumal die Bürgerlichen in allen
OstschweizerParlamenteneine
Mehrheit bilden. Zudem erhal-
ten sie tatkräftigeUnterstützung
der IHK St.Gallen-Appenzell
und Thurgau, der Gewerbever-
bände,desHauseigentümerver-
bands St.Gallen (HEV), des
Automobilclubs Schweiz sowie
der TCS-Sektionen aller fünf
Kantone.

Entsprechendzuversichtlich
zeigte sich die Allianz an ihrer
Medienkonferenz. «Wir sind
uns sicher, dasswir unserAnlie-
gen durchbringen», sagte der
St.Galler Mitte-Kantonsrat Bo-
ris Tschirky.

Die Allianz erhält auch Zu-
spruch aus der St.Galler Regie-
rung. Diese habe sich bereits
dazubekannt, sichweiterhin für
die dritte Röhre Rosenbergtun-
nel mit Zubringer Güterbahn-
hofsareal einzusetzen, heisst es

auf Anfrage aus dem Bau- und
Umweltdepartement, dem Re-
gierungspräsidentin Susanne
Hartmann vorsteht. «Wir neh-
men erfreut zur Kenntnis, dass
sich die Standesinitiative eben-
falls dafür ausspricht.» Ohne
dritteRöhrewerdeesbeideran-
stehendenGesamtsanierungder
bestehenden Tunnel zu einem
massiven Umfahrungsverkehr
durch die Stadt kommen, heisst
es weiter. Der Zubringer Güter-
bahnhofbringeeine langfristige
EntlastungvomDurchgangsver-
kehr für die Stadt.

Bundesrat ist
andererMeinung
Der Kanton St.Gallen klärt zur-
zeit mit dem Bund ab, ob das
St.GallerProjekt trotzdesnatio-
nalen Neins umsetzbar ist. Im
Gespräch ist auch eine Umset-
zungder drittenRosenbergröh-
re als Sanierungstunnel, also
ohne Kapazitätserweiterung.
Diese Variante käme dem Wil-

len der Schweizer Stimmbevöl-
kerung näher.

Im Februar erhielten acht
Ostschweizer Nationalrätinnen
und Nationalräte vom Bundes-
rat eine Antwort auf ihre Inter-
pellation. Darin teilte der Bun-
desrat mit, er teile ihre Auffas-
sung nicht, dass bei künftigen
Projekten jene Regionen Vor-
ranghaben sollen, diedemAus-
bauschritt zugestimmt haben.

Die Priorisierung des Bun-
des nehme sowohl Strassen- als
auch ÖV-Projekte unter die
Lupe, sagte der St.Galler HEV-
Präsident Walter Locher. Die
Mittelmüsstendorthinfliessen,
wobeidesberücksichtigtwerde.
Das sei in der Ostschweiz der
Fall. «Dieses Signal tragen wir
nun geschlossen nach Bern.»

DieOstschweizbildebei der
Finanzierung das Schlusslicht,
sagteMarkusBänziger,Direktor
der IHK St.Gallen-Appenzell.
Seit 1990 seien nur 3,6 Prozent
der Ausgaben für denNational-

strassenbau in die fünf Ost-
schweizer Kantone geflossen.
MitderPriorisierungderProjek-
te durch den Bund beginne nun
ein «politisches Ringen».

Bürgerlichebefürchten
Verkehrskollaps
Ohne Ausbauprojekte leide die
gesamte Region, nicht nur die
StädteSt.GallenundSchaffhau-
sen, so die St.Galler FDP-Kan-
tonsrätin Isabel Schorer. Letz-
terehatten imGegensatz zuden
Kantonen imNovemberdiebei-
den Projekte geschlossen abge-
lehnt. «Die Tunnel sind das
Rückgrat fürdasganzeNetz. Sie
können die Städte von Stau zu
Spitzenzeiten entlasten», sagt
Schorer. Ein Ausbau desNetzes
sei für die Wirtschaft, den Pri-
vatverkehr, Rettungsdienste
und denÖVwichtig.

Gemäss SVP-Kantonsrat
Donat Kuratli kann die Ver-
kehrslage nicht durch Carsha-
ringoderMobility-Pricingberu-

higtwerden.DieVorschlägeder
Oppositionbezeichnet er als«il-
lusorisch». Man müsse Bern
klarmachen, dass die Ost-
schweiz ohne Ausbau nicht
funktioniere. Die gleiche Sorge
hat die Schaffhauser FDP-Kan-
tonsrätinNinaSchärrer. Sie sagt:
«Immer wieder kommt es we-
gen Unfällen und Sanierungen
zu Sperrungen des Fäsenstaub-
tunnels.» Eine zweite Röhre sei
essenziell, auch für dieBewälti-
gung des Durchgangsverkehrs
zwischen Zürich und Stuttgart.

JerômeMüggler, Thurgauer
IHK-Direktor betont, dass der
Thurgau «der schweizweit am
stärksten wachsende Kanton»
ist. Die Verkehrsinfrastruktur
hingegen wachse seit rund 80
Jahren nicht. Deshalb brauche
es die Bodensee-Thurtalstrasse
(BTS). Philipp Gemperle, Vize-
präsidentderFDPThurgauund
RomanshornerBauchef, fordert
ebenfalls eine höhere Priorisie-
rung der BTS. «Die gesamte

Siedlungs- und Verkehrsent-
wicklungder vergangenen Jahre
richtet sich nach der BTS.»

Die Vertreter des Appenzel-
lerlands hoffen derweil auf die
Umsetzung des Zubringers Ap-
penzellerland. «Im ländlichen
Raum sind Nationalstrassen
wirtschaftliche Lebensadern»,
sagt Michael Koller, Präsident
des Innerrhoder Gewerbever-
bands. Werner Giezendanner,
MitgliedderAusserrhoderFDP-
Fraktion, hofft allem voran auf
eine Entlastung der Herisauer
Quartiere, wo sich zwei eidge-
nössischeStrassenachsenträfen.

«Dreiste,undemokratische
Forderungen»
DiebürgerlicheAllianz ist über-
zeugt, dass es die Strassenpro-
jektebraucht.Kritik andemVor-
habenhagelteesaberbereits vor
derMedienkonferenz.DerVCS
St.Gallen kritisierte am Mitt-
wochdie«dreisten,undemokra-
tischen Forderungen» und
schrieb in seinerMitteilung, die
Bürgerlichen missachteten den
Volkswillen. «Wir treten den
Entscheid nicht mit Füssen»,
sagteWalterLocher.BeimNein
im November sei das Gesamt-
paket abgelehnt worden, nicht
die einzelnen Projekte.

Anders sehen das die Grü-
nen der Stadt und Region
St.Gallen. Sie nähmen «die
rückwärtsgewandte Verkehrs-
politik mit Befremden zur
Kenntnis», heisst es in einem
Communiqué.Diese«demokra-
tiepolitisch fragwürdige Inter-
pretation des Abstimmungs-
ergebnisses» sei nach dem kla-
ren Votum der Stadtsanktgaller
Bevölkerung irritierend. «Der
teure Autobahnausbau ist die
falsche Lösung als Antwort auf
dieklimapolitischenHerausfor-
derungen», sagt Michael Breu,
PräsidentderGrünenStadt und
Region St.Gallen.

Gleicher Meinung ist Peter
Olibet, Co-Präsident der Stadt
St.Gallen: «Die Versuche, den
Urnenentscheid nur dreiMona-
te später wieder auszuhebeln,
zeugenvoneinembedenklichen
Demokratieverständnisundvon
Zwängerei.»Deshalb forderedie
SPdenSt.Galler Stadtrat nunzu
einer deutlichen Positionierung
auf.

Eine Seltenheit: Die bürgerlichen Parteien aus fünf Ostschweizer Kantonen bilden für die Nationalstrassenprojekte eine Allianz.
Bild: Niklas Thalmann

Ostschweizer Regierungskonferenz (ORK)

Die Ostschweizer Regierungs-
konferenz, kurz ORK, ist ein Zu-
sammenschluss aus denKanto-
nen Glarus, Schaffhausen, bei-
der Appenzell, St. Gallen,
Graubünden und Thurgau. Die
ORK formiert sich, um sich unter

den Ostschweizer Kantonen
auszutauschen und sich ge-
meinsam zu Themen zu positio-
nieren.

Einmal im Jahr treffen sich
die Mitglieder zu einer Plenar-
konferenz. (jwi)


